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Abs.	Absatz

Art.	Artikel

AHV/IV	Alters- und Hinterlassenenversicherung/ Invaliditätsversicherung

K	Kommission

ZGB	Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (SR 210)

vgl. 	vergleiche

Ziff.	Ziffer

BV	Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (SR 101)

KV-BE	Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993

KV-NE	Verfassung der Republik und des Kantons Neuenburg vom  24. September 2000

HöV	Hochschulinstitut für öffentliche Verwaltung (Institut des hautes études en administration publique, Lausanne)

PS	Postskriptum

Öff.	Öffnungs-Fraktion

CSP	Christlich-soziale Partei

CVP	Christliche Volkspartei

FDP	Freisinnig-Demokratische Partei

SP	Sozialistische Partei

SR	Systematische Sammlung des Bundesrechts

f./ff.	und folgende

SVP	Schweizerische Volkspartei
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ZUSAMMENFASSUNG



Die mit der Prüfung  der Staatsaufgaben und der Finanzordnung beauftragte Kommission 3 hat ihre Aufgabe in 3 Teilbereiche gegliedert. Zunächst hat sie die allgemeinen Aufgaben des Staates im Rahmen von sogenannt allgemeinen Thesen aufgelistet (Thesen 3.1 bis 3.5); anschliessend hat sie die Aufgaben des Staates in spezifischen Bereichen definiert (spezifische Thesen 3.6 bis 3.39) und schliesslich hat sie Thesen im Zusammenhang mit der Finanzordnung verabschiedet (Thesen 3.40 bis 3.51).



Im Zusammenhang mit den spezifischen Thesen hat sich die Kommission mit den Staatsaufgaben in folgenden Bereichen befasst:

Umwelt, Raum- und Bauordnung (Thesen 3.6 bis 3.10)

Kommunikation und Transportwesen (These 3.11)

Einzelpersonen, Familien, abhängige Personen, Ausländer (Thesen 3.12 bis 3.21)

Erziehung und Bildung (Thesen 3.22 bis 3.31)

Kultur, Erbe, Sport und Freizeit (Thesen 3.32 bis 3.35)

Oeffentliche Gesundheit (Thesen 3.35 bis 3.37)

Verhältnis Staat-Gemeinden (Thesen 3.38 bis 3.40)



Bezüglich der Finanzordnung hat die Kommission 11 Thesen verabschiedet (Thesen 3.41 bis 3.52).



Die Kommission verzeichnete 9 Minderheitsberichte zu den einzelnen Thesen. Ausserdem wird auf die eingehenden Thesen  und die nachfolgenden Minderheitsberichte verwiesen. 
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I.	ORGANISATION





A.	Zusammensetzung der Kommission



Erika Schnyder (SP), Präsidentin 

Jean-Claude Maillard (CVP), Vize-Präsident



Benoît Chardonnens (FDP)

Auguste Dupasquier (FDP) 

Joseph Eigenmann (CVP)

Alexandre Gandjean (SP)

Katharina Hürlimann (FDP)

Catherine Jaquet (CVP)

Claudine Matthey (CVP), ab 1. Oktober 2001

Félicien Morel (Öff.)

Philippe Pasquier (SP)

Frédy Panchaud (CVP), bis 30. September 2001

Reynold Pauchard (CVP)

Stephane Sugnaux (SP)

Katharina Thalmann-Bolz (SVP)

Gaston Waeber (SVP)

Philippe Wandeler (CSP)

Andréa Wassmer (Bürgerin)





Diego Chocomeli, Sekretär mit juristischen Aufgaben, bis 31. Oktober 2001

Daniel Mottet, Sekretär mit juristischen Aufgaben, ab 1. November 2001







B.	Auftrag





Die Kommission 3 hatte den Auftrag, die Staatsaufgaben und die Fragen im Zusammenhang mit der Finanzordnung umfassend zu prüfen. Sie hatte zuerst etwas Mühe, das sehr breite Thema abzugrenzen, wollte sie doch Übergriffe in den Zuständigkeitsbereich anderer Kommissionen vermeiden. Die meisten Überschneidungen bestanden mit der Kommission 2.



Zunächst ist festzuhalten, dass der Auftrag der Kommission 3 sehr breit ist, so dass in einer Diskussion eine erste Übersicht geschaffen werden musste. Anschliessend musste die Kommission ihre Aufgabe abgrenzen und entscheiden, ob sie die Verfassungsgrundsätze ebenfalls behandeln wollte. Der breite Auftrag löste eine Diskussion über das Vorgehen und die allfällige Einsetzung von Subkommissionen für gewisse Themen oder Unterthemen aus. Die Mehrheit der Kommission entschied sich aber für die Arbeit im Plenum. Über die Einsetzung von Arbeitsgruppen für gewisse technische Fragen wurde ebenfalls diskutiert. Davon wurde aber schliesslich abgesehen, da die Kommission befürchtete, so doppelte Arbeit leisten zu müssen.



Um dem Auftrag besser gerecht zu werden, Doppelspurigkeiten zu vermeiden und effizient arbeiten zu können, wurde beschlossen, dass die Präsidentin sich regelmässig mit den anderen Kommissionspräsidenten trifft und dass Koordinationsprobleme an den Sitzungen der Präsidentenkonferenz besprochen werden. Die Kommission 3 kam bis jetzt mehrmals mit der Kommission 2 zusammen, und die Präsidentin traf sich einmal mit der Präsidentin der Kommission 1. Die Koordinationsprobleme wurden auch an den Sitzungen der Präsidentenkonferenz besprochen. Aus�serhalb der Sitzungen der Präsidentenkonferenz gab es jedoch mit Ausnahme der oben erwähnten Sitzungen keine direkten Kontakte zwischen der Präsidentin der Kommission 3 und den übrigen Kommissionspräsidenten.



Um die verschiedenen Aspekte ihres Auftrags besser zu erfassen und ihnen möglichst gerecht zu werden, beschloss die Kommission, Fachleute aus verschiedenen Bereichen beizuziehen. Die Kommission hörte Sachverständige aus den Gebieten ihres Zuständigkeitsbereichs an. 





Den Anfang machte der Verfassungsrechtler Herr Prof. Hänni, der die Kommission über die allgemeinen Verfassungsgrundsätze informierte, bei denen die Kommission sich fragte, wie sie in die neue Verfassung integriert werden können. Herr Prof. Hänni sprach von der Rolle des Staats und seinen Aufgaben sowie von den Verfassungsgrundsätzen. Des Weiteren hörte die Kommission Frau Marie Garnier an, die ein Referat über die nachhaltige Entwicklung und die Grundsätze der Nachhaltigkeit hielt. Das dritte Referat war mehr politischer Natur: Frau Raymonde Favre und Herr André Philipona, Präsidentin bzw. alt Präsident des Freiburger Gemeindeverbandes, informierten die Kommission über die Probleme bei den Beziehungen zwischen dem Staat und den Gemeinden. Anlässlich des vierten Hearings, das im Rahmen einer gemeinsamen Sitzung der Kommissionen 2 und 3 vom 18. August 2001 stattfand, referierte Frau Béatrice Despland über Fragen der Armutsbekämpfung. Am 18. September 2001 hörte die Kommission Herrn Gérald Berger, Dienststellenleiter bei der Abteilung für Kultur, an, der zusammen mit Frau Bernadette Moullet die kulturelle bzw. kulturpolitische Situation darlegte. Am 17. Oktober 2001 orientierte Herr Bernard Dafflon, Professor an der Universität, die Kommission über das Finanzproblem. Dieses war auch Gegenstand des Referats von Staatsrat Urs Schwaller am 27. November 2001.







C.	Interne Organisation und Vorgehen, Hearings





1.	Hearings

Ausserdem hörten die Präsidentin und einige Mitglieder der Kommission verschiedene Referate, die in anderen Kommissionen gehalten wurden. Die Präsidentin besuchte beispielsweise folgende Referate: das Referat von zwei Mitgliedern des Waadtländer Verfassungsrats, Frau Amstein und Herrn Nordmann, über die Erfahrungen des Kantons Waadt mit den Sozialrechten und den Staatsauf�gaben, ein Referat von Frau Béatrice Despland über die Sozialrechte und ein Referat von Herrn Prof. Andreas Auer über die verfassungsmässigen Beziehungen zwischen Staat und Bürger sowie unter Privaten ("Horizontalwirkung der Grundrechte"). Des Weiteren nahmen die Präsidentin und mehrere Kommissionsmitglieder an verschiedenen Veranstaltungen teil, z.B. zur Sprachenfrage und im Rahmen der Gruppe Frauen-Di@log und anderer Institutionen (z.B. Stiftung Zukunftsrat).





Ausserdem führte die Kommission 3 auf Anfrage der betreffenden Kreise verschiedene Hearings durch. Das erste fand zusammen mit der Kommission 2 statt; beide Kommissionen haben Vertreter des Verbands «Lire et Ecrire», der sich der Anliegen der Analphabeten annimmt, sowie der Dachorganisation der Freiburger Lehrerverbände, empfangen, die über die Entwicklung des Schulwesens berichteten. Am gleichen Tag wurde den Kommissionen ein ausführlicher Bericht der Gruppe Erziehung und Bildung über die Grundwerte der Lehrtätigkeit und der Schule unterbreitet. Am 8. Oktober hörte die Kommission 3 Vertreter des Freiburger  Rentnerverbands an, die ihre Erwartungen darlegten, sowie Vertreter des Initiativkomitees für Massnahmen zugunsten der Bergregionen, die der Kommission die Probleme dieser Regionen schilderten.





2.	Sitzungen

Die Kommission beschloss, pro Monat zwei halb- oder ganztägige Sitzungen durchzuführen. Sie hielt es auch für sinnvoll, ihre Sitzungen in allen Bezirken abzuhalten, um die Präsenz des Verfassungsrats im ganzen Kanton zu markieren und allen Bezirken die gleiche Aufmerksamkeit zu schenken. Die Kommission tagte daher im Saanebezirk (Freiburg und Villars-sur-Glâne), im Greyerzbezirk (Humilimont), im Glanebezirk (Romont), im Seebezirk (Kerzers), im Broyebezirk (St-Aubin), im Sensebezirk (Tafers) und im Vivisbachbezirk (Semsales), womit sie sämtliche sieben Bezirke besucht hat.



Koordination mit den anderen Kommissionen                           

Was die Koordination mit den anderen Kommissionen anbelangt, bemühte sich die Kommission, sich genau an den allgemeinen Rahmen ihres Auftrags zu halten, obwohl die Meinungen in Bezug auf die Frage, was alles darunter fällt, auseinandergingen. Es zeigte sich jedoch schon in der ersten Sitzung, dass die Themen der Kommission 3 nur schwer von jenen der übrigen Kommissionen, insbesondere der Kommission 2, abzugrenzen sind. Dies gilt vor allem für die Sozialrechte. Die Erfahrungen der Waadtländer bestätigten die Mitglieder der Kommission 3 in ihrer Befürchtung, dass die beiden Kommissionen dieselbe Problematik behandeln.



Um dieses Risiko möglichst zu umgehen, schlugen die beiden Präsidenten ihren Kommissionen vor, gewisse Themen gemeinsam zu behandeln. Die Mitglieder der Kommission 2 waren dafür, diejenigen der Kommission 3 dagegen. Die Mehrheit befürchtete nämlich, dass in diesem Fall dieselben Themen zweimal diskutiert würden. Schliesslich erklärte sich die Kommission 3 aber doch bereit, zwei Themen gemeinsam zu behandeln, bei denen sich keine klare Grenze zwischen den Kompetenzen der beiden Kommissionen ziehen liess und die nicht klar einer der beiden Kommissionen zugewiesen werden konnten: Erziehung und Bildung sowie Armutsbekämpfung. 



Wie jedoch die Protokolle der anderen Kommissionen und die Diskussionen mit den Kommissionen 2 und 1 zeigen, scheinen Doppelspurigkeiten trotz aller Vorsichtsmassnahmen unvermeidbar zu sein, da gewisse Themen manchmal unter dem gleichen Gesichtspunkt und manchmal unter einem etwas anderen Gesichtspunkt behandelt werden. Die knappe Zeit und die häufigen Sitzungen der Kommissionen erschweren eine echte Koordination ebenfalls. 







D.	Allgemeine Betrachtungen



Bei der Beratung im Zusammenhang mit der Erarbeitung eines Katalogs der staatlichen Aufgaben hatte sich die Kommission auf einen nicht allzu ausführlichen Katalog geeinigt, wobei drei Modelle im Vordergrund standen: das sehr eingehende Berner Modell, das eher summarische Neuenburger Modell sowie das «leere»Tessiner Modell. Sie hat sich schliesslich für eine Zwischenvariante entschieden, die man als ein erweitertes Neuenburger Modell betrachten könnte. Tatsächlich wurden aber 66 Thesen verabschiedet, wovon zirka fünfzig die Staatsaufgaben betreffen.



Im Übrigen hat die Kommission entschieden, jede Staatsaufgabe in einem gesonderten Artikel aufzuführen. Somit gibt es keinen Artikel, der sämtliche Aufgaben umfasst. 



Sie ist zudem von einem allgemeinen, d. h. abstrakten Staatsbegriff ausgegangen. Zur näheren Bezeichnung der Rolle jeder Körperschaft würde sie jedoch von «Kanton und Gemeinden» sprechen.



Schliesslich hat die Kommission die Frage geprüft, ob es zweckmässig sei, den Grundsatz der Drittwirkung im Rahmen der Staatsaufgaben zu verwenden. Sie hat darauf verzichtet, da sie darin keine Aufgabe der Kommission 3 sah.







II.  	DARLEGUNG DER THESEN



A.	Allgemeine Thesen



Im Sinne der im Vorfeld beschlossenen Aufstellung eines Katalogs der Staatsaufgaben hat die Kommission 3 folgende These verabschiedet:



Die Kommission beschliesst, dass in der neuen Verfassung ein Aufgabenkatalog eingeführt werden soll.



Zudem hat die Kommission auf die Einführung eines «Verfassungsvorbehalts» verzichtet. Neben der Diskussion über die Staatsaufgaben musste die Kommission auch die Frage des "Verfassungsvorbehalts" prüfen. Sofern die Verfassung einen Aufgabenkatalog enthält, darf der Staat bei einem solchen Vorbehalt nur tätig werden, wenn für eine bestimmte Aufgabe eine Verfassungsgrundlage besteht. Umfasst die Verfassung einen Verfassungsvorbehalt, so kann der Gesetzgeber also keine neue Staatsaufgabe beschliessen, ohne dass zuerst die Verfassung geändert wird. Nur wenige Kantone kennen den Verfassungsvorbehalt (z.B. Basel-Stadt). Die Bundesverfassung enthält den Grundsatz, doch beschränkt sich dieser in der Praxis auf die Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen.

Die Kommission hat schliesslich davon abgesehen, für die freiburgische Verfassung einen Verfassungsvorbehalt vorzuschlagen, um die Tätigkeit des Staats nicht zu lähmen und es ihm zu ermöglichen, der Entwicklung in sämtlichen Bereichen zu folgen.

 Daraus resultiert folgende These :



3.2	Die Kommission ist gegen die Einführung eines Verfassungsvorbehalts.





Schliesslich hat die Kommission entschieden, verschiedene Thesen zu den allgemeinen Grundsätzen aufzustellen. 



Die erste davon legt klar die Subsidiarität der staatlichen Aufgaben gegenüber der Verantwortung der Einzelpersonen sowie der derjenigen der übrigen Körperschaften fest.



3.3.1.	Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und in Ergänzung zur Initiative und Verantwortung der Privatpersonen und der übrigen Gemeinwesen nehmen Kanton und Gemeinden die ihnen durch die Verfassung und das Gesetz übertragenen Aufgaben wahr.





Die Diskussionen haben ergeben, dass das Verhältnis zwischen Kanton und Gemeinden auf ungleichen Grundlagen beruht, insbesondere was die zweckgebundenen Ausgaben der Gemeinden betrifft, die wenig Einfluss auf die Entschlüsse haben. Die Kommission hält fest, dass es natürlich schwierig ist, sich in Aufgaben einzumischen, die in den Zuständigkeitsbereich der Kantone fallen, aber an denen sich jedoch die Gemeinden finanziell beteiligen müssen. Meistens ist es nämlich den Gemeinden nicht möglich, diese Aufgaben selber wahrzunehmen. Trotzdem muss der Staat transparent agieren, und die Gemeinden müssen über die von ihnen bestrittenen Ausgaben auf dem Laufenden gehalten werden. Im Übrigen muss der Kanton in seinen Beziehungen zu den Gemeinden als ein gleichwertiger Partner und nicht als eine höhergestellte Behörde auftreten. Er muss auch die besondere Situation der Gemeinden und insbesondere deren Unabhängigkeit berücksichtigen. Somit muss er auf das Wohl der Gemeinden Rücksicht nehmen. Dies setzt voraus, dass bei einer Konsultation der Gemeinden durch den betreffenden Kanton dieser die Haltung der entsprechenden Gemeinde zu übernehmen hat und nur in berechtigten Fällen davon abweichen darf.



Die Kommission beschliesst also, dass die Präambel zu den Staatsaufgaben einen Verweis auf das Vorgehen von Staat und Gemeinden enthalten soll. Dementsprechend stimmt sie folgender These zu:



3.3.2	Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben handeln Kanton und Gemeinden nach dem Grundsatz der Billigkeit und der Zweckmässigkeit. Sie informieren gemäss dem Grundsatz der Transparenz über ihre Tätigkeit.





Ein wichtiger Diskussionspunkt innerhalb der Kommission war namentlich die Frage, ob die Grundprinzipien der staatlichen Tätigkeit auch die Grundversorgung (den «Service public») einschliessen sollen oder nicht. Obwohl sie nicht gegen den Service public als solchen ist, setzt sich die Mehrheit der Kommissionsmitglieder auf den Standpunkt, dass dieser Grundsatz implizit ist, insofern dem Staat solche Aufgaben naturgemäss übertragen werden. Nach drei Lesungen entschied die Kommission mit 8 gegen 7 Stimmen und einer Enthaltung, auf die Erwähnung des Service public zu verzichten. Schliesslich wurde folgende These verabschiedet.



3.3.3	Der «Service public» wird nicht als allgemeiner Grundsatz für staatliches Handeln erwähnt.





Eine bedeutende Minderheit der Kommissionsmitglieder (Schnyder, Wassmer, Wandeler, Matthey, Pasquier, Grandjean, Sugnaux) ist hingegen der Meinung, dass die Tätigkeit des Kantons auf einer Öffnung für sämtliche Einwohner des Kantons beruhen soll. Zu diesem Zweck muss der Kanton über effiziente, allen zugängliche Dienste verfügen. Dies setzt die Anerkennung der Grundversorgung voraus, die sich durch den Einsatz seines Personals und seiner Dienste im allgemeinen äussert. 



Beim Service public handelt es sich auch darum, für positive und konstruktive Rahmenbedingungen und eine starke Position der Grundversorgung einzustehen und sich zu den Verantwortungs- und Ausführungsebenen für diejenigen Aufgaben zu bekennen, die wir unserem Kanton übertragen wollen. Die Kommission wird somit folgende These vorschlagen.



3.3.3bis	Zur Erfüllung der ihm zufallenden Aufgaben stellt der Kanton leistungsfähige und bürgernahe Dienste zur Verfügung. Damit will er der ganzen Bevölkerung den gleichen Zugang zu seinen Dienstleistungen gewährleisten. 

	Im allgemeinen erbringt der Kanton seine Leistungen im Bereich der Grundversorgung direkt mittels seiner Einrichtungen und Betriebe. 

	Im Falle einer Liberalisierung der Märkte aufgrund übergeordneten Rechts stellt der Kanton weiterhin die für die Bevölkerung unerlässlichen Dienste sicher.



Die Kommission hat ebenfalls entschieden, auf die nachhaltige Entwicklung bei den Staatsaufgaben zu verweisen. Gemäss diesem Prinzip muss der Staat in all seinen Handlungsbereichen nicht nur den gegenwärtigen Bedürfnissen, sondern und vor allem den Anliegen der künftigen Generationen Rechnung tragen. Der Staat muss also seine Tätigkeit auch auf die Anforderungen der künftigen Bevölkerung hinsichtlich ihres Fortbestands ausrichten.



Die Kommission hat sich für die geläufige Definition der nachhaltigen Entwicklung entschieden, d.h. "ein langfristiges Gleichgewicht zwischen Wirtschaft, ökologischer Verantwortung und sozialer Solidarität". Somit hat sie folgende These verabschiedet:



3.4	Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und im Fall von Interessenkonflikten geben Staat und Gemeinden den Interessen der künftigen Generationen den Vorrang, wobei sie für wirtschaftliche Effizienz, ökologische Verantwortung und soziale Solidarität sorgen.





Im Zusammenhang mit den grundlegenden Staatsaufgaben hat die Kommission ebenfalls die öffentliche Ordnung und Sicherheit erwähnt.



Obwohl die Kommission sich bewusst ist, dass die persönliche Freiheit eingeschränkt werden kann, beschloss sie, darauf zu verweisen, wobei es natürlich Sache des Staats ist, für die Wahrung der persönlichen Freiheit zu sorgen. Andererseits verfügt der Staat über das Gewaltmonopol. Dies bedeutet, dass der Staat für die Erhaltung und Sicherheit der öffentlichen Ordnung sorgt. Die Kommission nahm folgende These an:





3.5	Kanton und Gemeinden sorgen für die öffentliche Ordnung und Sicherheit, einschliesslich den Schutz der Freiheit der Bürgerinnen und Bürger. Das Gewaltmonopol liegt bei Kanton und Gemeinden.







B.	Umwelt, Raum- und Bauordnung





1.	Umwelt



Das Thema Umwelt löste in der Kommission eine lebhafte Diskussion hinsichtlich der Begriffsbestimmung aus. Die Verantwortung des Kantons gegenüber gewissen Formen von Umweltbeeinträchtigungen wurde aufgeworfen (z.B. Gentechnologie, Kernenergie), obwohl der Handlungsspielraum der Kantone diesbezüglich natürlich sehr klein ist.



Der Staat muss nicht nur der natürlichen Umwelt und der Tier- und Pflanzenwelt besondere Aufmerksamkeit schenken, alle Formen von schädlichen Einwirkungen bekämpfen und die erneuerbaren Energien schützen, sondern auch das Verursacherprinzip anwenden. Um die Umwelt zu schützen, muss der Staat auch dafür sorgen, dass der Schutz gegen die Auswirkungen der Gentechnik gewährleistet ist.



Die Kommission verabschiedete in diesem Bereich folgende These:





3.6.1	Kanton und Gemeinden müssen die natürliche Umwelt schützen, alle Formen von Verschmutzung oder schädlichen Einwirkungen bekämpfen und die Vielfalt der Tier- und Pflanzenwelt sowie deren natürliche Lebensräume schützen. Sie fördern die Nutzung und Entwicklung erneuerbarer Energien.

3.6.2	Zu diesen Aufgaben könnte gegebenenfalls das Verursacherprinzip und der Schutz vor möglichen Gefahren gentechnischer Verfahren und Produkte hinzugefügt werden.



Bei den erneuerbaren Energien erörterte die Kommission die Frage der   Regalrechte bzw. des Monopols auf der Nutzung von Rohstoffen wie Kiesgruben, Boden, usw. Die entsprechenden Normen können in der Verfassung verankert weden, wenn sie unter das Regalrecht fallen (vgl. Art. 52 V BE). Bezüglich der erneuerbaren Energien beschloss die Kommission, den natürlichen Ressourcen, insbesondere dem Wasser, eine Sonderstellung in der Verfassung einzuräumen. 



Sie verabschiedete folgende These:





Wenn dies das öffentliche Interesse verlangt, kann der Kanton Monopole und Hoheitsrechte schaffen.



Die Regal- bzw. Hoheitsrechte sowie die bestehenden Privatrechte bleiben vorbehalten.



3.7.3	Der Staat verfügt über die natürlichen Ressourcen. Er sorgt für eine genügende Wasser- und Energieversorgung.



Eine Minderheit der Kommissionsmitglieder (Wandeler, Pasquier, Schnyder, Hürlimann, Grandjean, Sugnaux) ist jedoch der Ansicht, dass nicht nur auf das Wasser, sondern auch auf den Strom als Energiequelle hingewiesen werden muss. Der letzte Teil der These 3.7.3 ist also ungenügend. Angesichts der vorherrschenden Rolle des Wassers und der Energie müsste diesen zwei Ressourcen eine besondere Bedeutung zugemessen werden. Hinsichtlich der Sicherstellung der langfristigen Versorgung ist es wichtig, die Bewirtschaftung dieser Ressourcen dem Staat zu übertragen. Mit dem Ziel, Rahmenbedingungen für eine verbesserte Planung durch die Einwohner und die Wirtschaft des Kantons vorzuschlagen, würde der Staat die nötige Versorgung und die notwendigen Grundstrukturen sichern.



Sie schlägt deshalb folgende These vor :



3.7.3bis	Der Staat verfügt über die natürlichen Ressourcen. Er stellt die Wasser- und Stromversorgung sicher.

Im Rahmen dieser Diskussion kam auch die Kernenergie zur Sprache: ist es zweckmässig, im Kapitel über die Staatsaufgaben einen Vorbehalt vorzusehen, der es dem Kanton Freiburg ermöglichen würde, analog dem Kanton Genf (Art. 160 Abs. 5 KV-GE), gegenüber der Kernenergie eine zurückhaltende Haltung einzunehmen? Eine These wurde in einer ersten Lesung verabschiedet, aber in einer zweiten wiederum fallengelassen. Laut einer Minderheit der Kommissionsmitglieder (Pasquier, Wandeler, Schnyder, Wassmer, Sugnaux) sollte indessen in der Verfassung die Verantwortung aller gegenüber der Umwelt und ihren Beeinträchtigungen, insbesondere durch die Radioaktivität, neu definiert werden. Somit muss eine rationellere Nutzung der Energie aufgrund einer neuen Art der Bedürfniserfassung erwogen werden. Sie beantragt gleichwohl folgende These:



3.7.3ter Der Staat bekämpft die Nutzung von Kernenergie und beteiligt sich nicht finanziell an Atomkraftwerken.





Die Kommission hat auch den Themenbereich Holz, Land- und Forstwirtschaft behandelt. Holz ist eine erneuerbare Energie, doch der Wald hat auch eine Wohlfahrts-, Schutz- und Erholungsfunktion. Daher muss sowohl dem Holz als auch dem Wald Platz in der freiburgischen Verfassung eingeräumt werden.



Was den Wald und die Forstwirtschaft anbelangt, unterstrich die Kommission die Bedeutung des Waldes für den Kanton (der Wald bedeckt einen Viertel des Kantonsgebiets), seine Nutzfunktion als Holzlieferant, seine Schutzfunktion gegenüber Naturgefahren, seine Wohlfahrtsfunktion als Erholungsraum für die Bevölkerung, seine Funktion als touristische Ressource und als Lebensraum für Fauna und Flora.



Gleichzeitig ging die Kommission auch auf die Situation der Landwirtschaft ein, die für sie gleich wichtig ist wie die Waldwirtschaft. Sie beschloss, dass die These in Bezug auf die Förderung der Waldwirtschaft auch auf die gleichberechtigte Landwirtschaft Anwendung finden sollte.



Die verabschiedete These hat folgenden Wortlaut:



3.8	Der Staat fördert und unterstützt zusammen mit dem Bund die Land- und Waldwirtschaft in ihrer Schutz-, Nutz- und Wohlfahrtsfunktion.





Weiter hat die Kommission die Abfallfrage erörtert, insbesondere hinsichtlich der Umweltverschmutzung und anderer Immissionen. Sie hält den Staat verantwortlich für eine umweltgerechte Abfallentsorgung. Sie empfiehlt folgende These aufzunehmen:



3.9 	Der Staat fördert die Wiederverwertung der Abfälle und Inertstoffe. Er stellt eine umweltgerechte Entsorgung der nicht wiederverwendbaren Abfälle sowie die Abwasserreinigung gemäss dem Verursacherprinzip sicher.





2.	Raum- und Bauordnung



Die Kommission unterstrich die wichtige Aufgabe des Staats, den Erholungsraum der ganzen Bevölkerung zugänglich zu machen. Obwohl es nicht möglich ist, dieses Problem in der Verfassung ausführlich zu regeln, sollte nach Meinung der Kommission unbedingt festgehalten werden, dass der Zugang zum Erholungsraum gewährleistet werden muss.





Der Staat hat auch dafür zu sorgen, dass der Boden haushälterisch genutzt wird. Bei der Besiedlung des Landes muss die Raumknappheit berücksichtigt werden, und der Staat muss den Boden vor Beeinträchtigungen und anderen schädlichen Einwirkungen infolge einer missbräuchlichen oder unverhältnismässigen Nutzung schützen.



Die Kommission wählte die folgende These:



3.10	Der Staat stellt eine haushälterische Nutzung des Bodens, eine geordnete Besiedlung des Landes und die Erhaltung von natürlichem Erholungsraum sicher.





C.	Verkehr und Kommunikation



Die Kommission wies auf die Wichtigkeit staatlichen Handelns im Bereich des Verkehrs hin. Der Staat muss insbesondere eine ökologische und zweckmässige Verkehrspolitik betreiben, die die Bedürfnisse aller Benutzerinnen und Benutzer und der Randregionen berücksichtigt. Kanton und Gemeinden müssen auch im Hinblick auf die Entwicklung einer koordinierten Verkehrspolitik zusammenarbeiten. Der öffentliche Verkehr ist zu fördern, beispielsweise mit Anreizen für die Bevölkerung (einige Gemeinden stellen der Bevölkerung Generalabonnements zu einem günstigen Preis zur Verfügung, damit sie vermehrt auf den öffentlichen Verkehr umsteigen). 



Nach Ansicht der Kommission muss der Staat zudem die Sicherheit im Verkehr gewährleisten, wobei die entsprechenden Massnahmen unter die Staatsaufgaben fallen.



Die Kommission ist nach einer kurzen Diskussion zum Schluss gekommen, dass die Kommunikation nicht in die Zuständigkeit der Kantone, sondern des Bundes fällt. Es ist also nicht Sache des Kantons, die Probleme im Zusammenhang mit dem leichten Zugang zu den Kommunikationsmitteln und Telekommunikationseinrichtungen in der Verfassung zu regeln. Die Kommission hat diesbezüglich deshalb keine These vorgesehen.











Zum Verkehr hat die Kommission folgende These beschlossen:



3.11 Der Kanton betreibt eine koordinierte Verkehrs- und Kommunikationspolitik unter Berücksichtigung der dezentralisierten Gebiete. Er trägt den Erfordernissen des nicht motorisierten Verkehrs sowie der Sicherheit Rechnung.





Gemäss einer Minderheit der Kommissionsmitglieder (Pasquier, Wandeler, Schnyder, Wassmer, Matthey, Grandjean, Sugnaux) sollte ebenfalls der Zugang zu den Fernmeldeausrüstungen erwähnt werden, damit die Anliegen der benachteiligten Regionen berücksichtigt und somit ihre wirtschaftliche Attraktivität erhalten werden können. Ebenfalls ist sie der Meinung, dass die Kluft zwischen denjenigen, die Zugriff zu den neuen Kommunikationstechnologien, zum Internet und den erforderlichen Qualifikationen haben, und denjenigen, welche diese Möglichkeit nicht haben, nicht zu einer Zweiklassengesellschaft führen und somit auf keinen Fall grösser werden sollte. Die Folgen einer Übernahme des Marktes durch einen Telekommunikationsriesen, der dem Shareholder-Value-Denken verhaftet ist, wären katastrophal sowohl für die Wirtschaft, als auch für die Konsumenten und die Randregionen.



Die Minderheitsthese hat folgenden Wortlaut:



3.11bis Der Kanton betreibt eine koordinierte Verkehrs- und 

Telekommunikationspolitik.



Der Kanton setzt sich dafür ein, dass jeder einen genügenden und qualitativ 

einheitlichen Zugriff zu den modernen Telekommunikationstechniken hat.



Er gewährleistet im Rahmen des obligatorischen Schulprogramms eine der 

technologischen Entwicklung entsprechende Ausbildung.



Er berücksichtigt die Bedürfnisse des nicht motorisierten Verkehrs sowie der 

Sicherheit.







D.	Einzelpersonen, Familien, Abhängige, Ausländer





1.	Einzelpersonen



Unter diesem Kapitel hat die Kommission die Verpflichtungen des Staates gegenüber den bedürftigen Personen, die Armuts- und Fürsorgesituationen sowie die Bekämpfung der Ausgrenzung erörtert.



Sie hat daran erinnert, dass es Aufgabe des Staates ist, für jeden Einzelnen sowohl die Bedingungen für ein Leben in Würde zu schaffen, als auch Massnahmen für die gesellschaftliche Wiedereingliederung von Ausgegrenzten zu gewährleisten. Sie hat sich zur Bedeutung der Präventivarbeit in diesem Bereich geäussert und sich mit der im Waadtländer Vorentwurf enthaltenen Lösung befasst (Art. 64 Abs.1). Dabei ist sie zum Schluss gekommen, dass Massnahmen zur sozialen und beruflichen Eingliederung getroffen werden sollten. Hingegen hat sie den Grundsatz eines Mindesteingliederungseinkommens abgelehnt. Folgende Thesen wurden von ihr verabschiedet:



3.12 	Kanton und Gemeinden sichern jedem Einwohner die Bedingungen für ein Leben in Würde zu. Dies setzt die Verhütung von Armutszuständen sowie die Bereitstellung einer Sozialhilfe voraus.



3.13 	Der Staat setzt sich für die Prävention der sozialen und beruflichen Ausgrenzung durch die Förderung von Wiedereingliederungsmassnahmen ein.





Nach Ansicht der Kommission ist es Sache des Staates, Massnahmen zur Förderung der Wohnhilfe und des allgemeinen Zugangs zum Wohneigentum zu ergreifen. In diesem Zusammenhang hat sie folgende These veabschiedet:



3.14 	Der Staat fördert die Wohnhilfe und den Zugang zum Wohneigentum.





Die Kommission hat ebenfalls eine These über die Konsumenten verabschiedet. Danach hat der Staat dafür zu sorgen, dass die Gesundheit der Konsumenten geschützt wird und diese in Kenntnis der Sache reagieren können. Diese These hat folgenden Wortlaut:



3.15	Der Staat trifft Massnahmen zum Schutz und zur Information des Konsumenten.





Familien, abhängige Personen



Die Kommission befasste sich eingehend mit der Familie unter dem Gesichtspunkt einer koordinierten Politik zugunsten der Familien. Die Kommission erachtet es für wichtig, dass der Staat die Familie und ihre Bedürfnisse bei allen seinen Tätigkeiten berücksichtigt. Es geht vor allem darum, die grundlegende Rolle der Familie in ihrer Vielfalt anzuerkennen, aber auch darum, die Mittel für eine echte Politik zur Förderung der Familien vorzusehen. In diesem Rahmen kann nach dem Beispiel der Waadtländer Verfassung eine Unterstützung der Kinder, der Jugendlichen und der abhängigen Personen vorgesehen werden. Die Kinderpolitik erfolgt durch die Unterstützung paraschulischer Betreuungseinrichtungen.



Die Kommission behandelte auch die Frage der Familienzulagen. Dabei sprach  sie sich für die These "ein Kind = eine Zulage" aus. Gemäss diesem allgemeinen Grundsatz solle jedes Kind unabhängig davon, ob die Eltern Arbeitnehmer sind oder nicht, Anrecht auf eine Zulage geben. Dadurch sollen die Geburten gefördert werden. Gegenwärtig haben nur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie bestimmte Selbständigerwerbende in gewissen Einkommensverhältnissen und die Kleinbauern (Zulagen des Bundes) Anspruch auf Kinderzulagen. Die Beiträge werden von der Lohnsumme abgezogen, was wegen der einkommensabhängigen Beitragssätze eine gewisse Solidarität bewirkt. 





Folgende These wurde verabschiedet:



3.16	Der Staat anerkennt die grundlegende Rolle der Familie und sieht Leistungen zugunsten der Kinder vor. 





Nach Ansicht der Kommission kommen verschiedene Massnahmen in Frage, die aber aufeinander abgestimmt werden müssen. Die Kommission ist sich bewusst, dass es mit dieser These zu einem Giesskannenprinzip kommt, insbesondere bei Personen mit hohem Einkommen und Vermögen, doch ist es ihrer Meinung nach Sache der Gesetzgebung, die Verteilungsmodalitäten zu verfeinern. Die Kommission sieht es als Aufgabe des Staats, die Geburten zu fördern. Um dem Giesskannenprinzip entgegenzuwirken, braucht es verschiedene Massnahmen, und zwischen den Personen muss eine gewisse Solidarität herrschen. Diese Solidarität basiert ihrerseits auf einem sogenannten Generationenvertrag, d.h. auf der Solidarität zwischen Jung und Alt sowie zwischen Personen mit Kindern und Kinderlosen. Ein familienfreundliches Besteuerungssystem ist ebenfalls denkbar, beispielsweise in der Form einer Negativsteuer�. Das Einkommen des Einzelnen spielt ebenfalls eine gewisse Rolle, sowohl bei einem System, das auf der Besteuerung beruht, als auch bei einem System mit Abzügen nach dem Modell der Sozialversicherung. Die Gesetzgebung wird alle diese Aspekte näher regeln.

Folgende These wurde verabschiedet:



3.17	Die Bedeutung der Familienformen wird anerkannt, und die verschiedenen Handlungen des Staates zugunsten der Familien müssen koordiniert werden. Die Zulagen müssen mit anderen Massnahmen (zum Beispiel im Hinblick auf die Besteuerung) abgestimmt werden und basieren auf einer gewissen Solidarität (Generationenvertrag).





Die Massnahmen zugunsten der Familie umfassen weiter die Formen der schulischen und paraschulischen Betreuung. Dabei handelt es sich sowohl um Massnahmen zugunsten der Kinder im Vorschulalter, als auch um Massnahmen zugunsten der Schulkinder.



In Bezug auf die Betreuungseinrichtungen für Kinder im Vorschulalter hebt die Kommission hervor, dass es sich dabei um eine staatliche Aufgabe handelt, die aber in Zusammenarbeit mit privaten Partnern zu erfüllen ist. Die Betreuungseinrichtungen müssen vielseitig sein und sich nicht auf Krippen oder Tagesmütter beschränken. Dazu kommen paraschulische Betreuungseinrichtungen, d.h. Strukturen zur Betreuung von Schulkindern ausserhalb der Unterrichtszeiten (z.B. Betreuung bei den Aufgaben, bei den Mahlzeiten). Auch diese Einrichtungen müssen in Zusammenarbeit mit Gemeinden und Privaten gewährleistet werden. Die Strukturen müssen schliesslich für alle finanziell tragbar sein, was jedoch nicht bedeutet, dass sie unentgeltlich sein müssen. Von den Eltern wird ein Beitrag verlangt, z.B. nach einem einkommensabhängigen Tarif.



Die Kommission verabschiedet zu diesem Zweck folgende These:



Der Kanton organisiert in Zusammenarbeit mit Gemeinden und Privaten die Betreuung von Kindern im Vorschulalter und sorgt für die paraschulische  Betreuung. Die Betreuungseinrichtungen müssen für alle finanziell tragbar sein.



Schliesslich hat die Kommission ebenfalls Massnahmen zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und abhängigen Personen vorgesehen. Es kann sich dabei um gezielte Präventivmassnahmen handeln, wie z.B. im Fall der Drogenabhängigkeit und der Verletzung der sexuellen Integrität. Es kann sich aber auch um polizeiliche Massnahmen handeln, insbesondere zum Schutz der Sittlichkeit bei Jugendlichen in der Öffentlichkeit oder in Geschäften (Verbot, Alkohol an Minderjährige zu verkaufen, Gesundheitspolizei, usw.). Unter abhängigen Personen sind beispielsweise geistig oder körperlich Behinderte  sowie in anderer Hinsicht Abhängige wie beispielsweise Minderjährige zu verstehen. Darunter fallen gemäss der Kommission auch die Betagten.



Die These hat folgenden Wortlaut:



3.19	Sonderschutz: Der Staat setzt sich für eine harmonische Entwicklung der Kinder, Jugendlichen sowie der abhängigen und behinderten Personen ein und trifft die entsprechenden Schutzmassnahmen.





Eine Minderheit der Kommissionsmitglieder (Wandeler, Pasquier, Grandjean, Matthey, Wassmer, Sugnaux, Schnyder) ist der Meinung, dass die Behinderten in der Verfassung gesondert betrachtet werden müssten. Auch wenn die Bundesgesetzgebung für die Kantone relativ genaue Aufträge bei der Betreuung von Behinderten vorsieht, sollte die Freiburger Verfassung deren Integration in unserer Gesellschaft noch stärker fördern.



Deshalb schlägt sie folgende These vor (Minderheitsbericht):



3.19bis	Kanton und Gemeinden verpflichten sich dazu, die Chancengleichheit für behinderte Personen zu fördern und deren Würde zu wahren. 

	Dazu treffen sie Massnahmen zur Sicherung ihrer Selbständigkeit, ihrersozialen, beruflichen  und schulischen (Wieder)Eingliederung sowie ihrer Teilnahme am Gemeinschaftsleben. 





Die Kommission hat ebenfalls die Mutterschaftsversicherung zur Sprache gebracht. Ungeachtet der Debatte auf Bundesebene ist die Kommission der Ansicht, dass die Verfassung eine These enthalten sollte, wonach nicht nur die erwerbstätigen Frauen, sondern auch diejenigen ohne Erwerbseinkommen zu schützen sind. 



Somit beschliesst sie folgende Formulierung:



3.20	Mutterschaftsversicherung: Die kantonale Politik zielt auf die gleichzeitige Einführung einer Erwerbsausfallentschädigung und eines Mutterschaftsgelds ab.





Die Kommission hat ebenfalls die Möglichkeit angesprochen, die Eltern durch gezielte Massnahmen in ihrer Erziehungsaufgabe zu unterstützen, zum Beispiel durch einen Eltern- oder Adoptionsurlaub, usw. In erster Lesung hatte sie einer in diesem Sinne lautenden These zugestimmt. In zweiter Lesung hat sie jedoch beschlossen, diese These zu streichen, da eine Mehrheit auf den fehlenden besonderen Nutzen eines solchen Instruments hingewiesen hatte.



Eine bedeutende Minderheit der Kommissionsmitglieder (Pauchard, Matthey, Wandeler, Pasquier, Grandjean, Schnyder, Sugnaux) erachtet die Wiederaufnahme der folgenden These mittels eines entsprechenden Berichts als notwendig. Sie unterstreicht die Bedeutung verschiedener Massnahmen für Eltern nach der Geburt eines Kindes. In den Ländern, wo derartige Massnahmen eingeführt worden sind (vor allem in Skandinavien und in den Niederlanden, die in diesem Bereich sehr fortgeschritten sind) - diese reichen vom eigentlichen Elternurlaub über verschiedene Formen unbezahlten Urlaubs ohne Arbeits- und Sozialversicherungseinbussen bis zur Aufteilung der Erwerbstätigkeit unter den Elternteilen -, sind die positiven Auswirkungen spürbar. Ebenso müssen die Eltern in den Genuss von Massnahmen zugunsten des Kindes kommen, nicht nur hinsichtlich der Förderung der Aufgabenteilung untereinander, sondern auch mit Blick auf eine harmonische Entwicklung der Kinder. Zudem hat man die positiven Auswirkungen auch auf dem Arbeitsmarkt bemerkt, führen doch die reduzierte Belastung als Eltern eines neugeborenen Kindes und die grössere Mobilität dazu, dass die betreffenden Mitarbeitenden leistungsfähiger sind und sich an ihrem Arbeitsplatz wohler fühlen.



3.20bis	Elternurlaub: Die Eltern müssen in ihrer Erziehungsaufgabe durch gezielte Massnahmen unterstützt werden.





Ausländer



Die Kommission hat drei Thesen im Zusammenhang mit den Ausländern verabschiedet: zwei betreffen die Aufnahme und die Integration, während die dritte sich auf die humnitäre Hilfe bezieht.



Hinsichtlich der Aufnahme und der Integration der Ausländer vertritt die Kommission den Standpunkt, dass Kanton und Gemeinden Massnahmen zur Aufnahme von Ausländern und zu deren Integration in unseren Rechtsstaat gemäss den Grundwerten unserer Gesellschaft einleiten müssen.



Folgende These wurde verabschiedet:



3.21	Kanton und Gemeinden ergreifen Massnahmen zur Aufnahme von Ausländern sowie zu deren Integration im Rahmen der gegenseitigen Achtung der Identitäten und der grundlegenden Werte unseres Rechtsstaates.





In diesem Zusammenhang wünscht die Kommission eine erleichterte Einbürgerung für Ausländer. Angesichts der überrissenen Kosten für ein solches Verfahren hat sie eine These verabschiedet, wonach sich die Kosten für die Gewährung des schweizerischen Bürgerrechts auf die Verwaltungsgebühren zu beschränken haben.



3.22	Einbürgerung: Die Kosten für die Gewährung des Bürgerrechts an ausländische Einwohner entsprechen den Verwaltungsgebühren .





Die Kommission thematisierte ebenfalls die humanitäre Hilfe, für deren Förderung ihrer Meinung nach der Staat zuständig ist. Ausserdem soll dieser auch bei der Entwicklung und beim Austausch zwischen den Völkern mitwirken. Dieser Austausch kann insbesondere im Rahmen der schulischen und akademischen Ausbildung stattfinden, wobei der Universität in diesem Bereich eine wichtige Rolle zufällt. Zudem hielt die Kommission fest, dass der Kanton für gerechte Handelsbeziehungen zwischen ihm und den anderen Körperschaften zu sorgen hat.



Daraus resultierte folgende These:



3.23	Der Staat fördert die humanitäre Hilfe und trägt zur Entwicklung und zum Austausch zwischen den Völkern bei. Er trägt der Notwendigkeit eines gerechten Handels Rechnung.







E.	Erziehung und Bildung



Die Kommission hat verschiedene Thesen zur Bildung geprüft, wobei diese sowohl die Vorschulerziehung als auch das akademische Studium sowie die berufliche Weiterbildung und die Erwachsenenbildung umfasst.



Die Kommission hielt zunächst fest, dass der Kanton dafür zu sorgen habe, dass jedes Kind die Schule besuchen kann. Es ist Aufgabe des Staates, jedem Kind aufgrund seiner Fähigkeiten und unabhängig von den finanziellen Möglichkeiten der Eltern sämtliche Ausbildungswege zu ermöglichen. Die Einschränkungen und die Einzelheiten sind gesetzlich festzulegen.

¨



Die These hat folgenden Wortlaut:



3.24	Jedes Kind muss die Schule besuchen können. Der Kanton stellt eine öffentliche und kostenlose Grundausbildung sicher. Die Gesetzgebung legt die Einzelheiten unter Berücksichtigung der Eignungen bzw. Schwierigkeiten jedes Einzelnen fest.





Die Kommission hat sich mit der Grundausbildung befasst, die zur Entwicklung des Kindes beitragen soll. Neben der Vermittlung von Wissen beschäftigt sich die Schule zusammen mit den Eltern auch mit den verhaltensbezogenen und sozialen Aspekten der Bildung. Die Kommission ist sich bewusst, dass die Erzieherrolle oft vom Staat bzw. von der Schule übernommen wird, vor allem wenn die Eltern diese Funktion nicht wahrnehmen können. So befähigt die Schule die Kinder zur Eigenverantwortung und sorgt für deren Sozialisierung. Ausserdem muss die Schule das Natur- und Umweltbewusstsein der Kinder entwickeln. Die grosse Mehrheit der Kommissionsmitglieder ist davon überzeugt, dass die erzieherische Rolle der Schule in der Verfassung erwähnt werden muss.



Diesbezüglich hat sie folgende These verabschiedet:



3.25	Die Schule stellt zusammen mit den Eltern die Grundausbildung der Kinder sicher und fördert ihre persönliche Entwicklung und soziale Integration. Sie führt sie zur Eigenverantwortung und entwickelt ihr Verantwortungsgefühl gegenüber den Mitmenschen und der Umwelt.





Was die Erzieherrolle der Schule betrifft, so muss diese  als subsidiär gegenüber derjenigen der Eltern betrachtet werden. Deshalb erachtet es die Kommission als nötig, dass die Verfassung diese der Schule zufallende Aufgabe festhält. Daraus hat sich folgende These ergeben:



3.26	Die Schule unterstützt die Eltern in der Erziehung ihrer Kinder.





Die Kommission unterstrich anschliessend die Notwendigkeit eines objektiven Unterrichts hinsichtlich der Achtung der verschiedenen Meinungen und Glaubensüberzeugungen. Nichtsdestotrotz muss sich die Schule nach Werten ausrichten, die mit unserer Rechtsordnung vereinbar sind. Die Kommission vertritt indessen die Meinung, dass die Schule jedem auch den Zugang zu anderen Denkweisen ermöglichen soll. In ihrer These stellt jedoch die Kommission klar, dass die Schule auf einem humanistischen Denken gründen muss. Dieses Denken entspricht übrigens den Grundwerten unserer westlichen Gesellschaft.

Daraus resultiert folgende These:



3.27		Der Unterricht ist politisch und konfessionell neutral und wahrt die Gedanken-, Gewissens- und Glaubensfreiheit.

Der Unterricht beruht auf einer humanistischen Grundhaltung.





Schliesslich hat sie noch folgende These formuliert, wonach der Kindergarten kostenlos und für alle zugänglich sein soll.



3.28	Der Kindergarten ist kostenlos.





Im Bereich der Bildung hielt die Kommission einerseits fest, dass für die Sicherstellung der Berufsbildung und die Förderung der Weiterbildung der Staat zuständig ist. Andererseits legte sie den Grundatz fest, wonach die höhere Ausbildung jedem aufgrund seiner Fähigkeiten und Schwierigkeiten zugänglich sein soll. Nach Ansicht der Kommission können Personen, die nicht über die nötigen Fähigkeiten bzw. Eignungen verfügen, keinen vom Staat garantierten Anspruch auf eine höhere Ausbildung erheben. Hingegen sind den wirtschaftlich Schwächeren die gleichen Chancen auf eine höhere Ausbildung einzuräumen wie den finanziell Bessergestellten. Zudem hat der Staat dafür zu sorgen, dass jeder eine höhere schulische Ausbildung oder eine Berufs- und Weiterbildung besuchen kann.



Die entsprechende These hat folgenden Wortlaut:



3.28.1	Der Staat stellt die berufliche Ausbildung sicher und fördert die Weiterbildung.

3.28.2	Der Staat ermöglicht jedem den Zugang zu einer höheren Ausbildung sowie zu einer beruflichen Aus- und Weiterbildung aufgrund seiner Eignungen und finanziellen Möglichkeiten.





Weiter hat die Kommission eine These zur Erwachsenenbildung verabschiedet. Sie ist davon ausgegangen, dass die Erwachsenen entweder eine Erstausbildung absolvieren oder eine fehlende Grundausbildung erwerben können sollten.



Die These ist absichtlich allgemein gehalten, damit sie nicht erschöpfend ist. Die Gesetzgebung sollte die Einzelheiten regeln.



3.29	Der Staat unterstützt die Erwachsenenbildung.





Die Kommission ist der Meinung, dass der Staat die Fach- und Hochschulen zu unterhalten hat. Diesbezüglich hat die Kommission in erster Lesung eine These verabschiedet, wonach der Staat die wissenschaftliche Forschung fördern und zu deren Entwicklung im Dienste der ganzen Gesellschaft beitragen soll. Der Staat hat dafür zu sorgen, dass die Universität Dienstleistungen für die Allgemeinheit erbringt.    Diese These wurde schliesslich in zweiter Lesung fallengelassen, da eine knappe Mehrheit der Kommissionsmitglieder sich im Hinblick auf die vorhersehbaren Umsetzungsschwierigkeiten dagegen stellte. Um die Unabhängigkeit der Universität zu wahren, wünschte dieselbe Mehrheit, auf den zweiten Teil der These zu verzichten. Einige Kommissionsmitglieder haben jedoch den Wunsch geäussert, dass der Kanton vermehrt in den Genuss der Zusammenarbeit seitens der Universität komme, namentlich bei der Erteilung von Aufträgen von öffentlichem Interesse.



Diese These wurde folgendermassen formuliert:



3.30.1	Der Staat unterhält zusammen mit dem Bund eine Universität und Fachhochschulen.



Der Kanton hat auch dafür zu sorgen, dass die Privatschulen oder der Privatunterricht sich nach den Grundsätzen des Rechtsstaates richten. Infolgedessen ist er für deren Überwachung zuständig. Nach Ansicht der Kommission muss dies aus der Verfassung hervorgehen, damit der Kanton über eine entsprechende Gesetzesgrundlage verfügt.



Daraus ergibt sich folgende These:



3.30.2	Der Kanton regelt die Aufsicht über die Privatschulen und des Privatunterrichts.





Schliesslich hat sich die Kommission die Frage gestellt, ob die Möglichkeit der staatlichen Unterstützung von privaten Einrichtungen, die verschiedene Ausbildungen anbieten, erwähnt werden sollte. Schliesslich entschied sich die Kommission für eine Möglichkeit der Subventionierung, insofern eine solche Ausbildung das Angebot des Staates ergänzt und ihr Nutzen erwiesen ist.



Folgende These wurde daraufhin verabschiedet:



3.31	Der Staat kann private Einrichtungen unterstützen, die zusätzliche Ausbildungsmöglichkeiten anbieten und deren Nutzen anerkannt ist.







F.	Kultur, Erbe, Sport und Freizeit



1.	Kultur



Die Kommission hat die wesentliche Rolle des Staates im Bereiche der Kulturförderung erkannt. Sie hat zudem die Vielfalt der kulturellen Tätigkeiten und des künstlerischen Schaffens im Allgemeinen festgehalten. Ihrer Meinung nach ist es Aufgabe des Kantons und der Gemeinden, die Zusammenarbeit und den Austausch im kulturellen Bereich sowohl zwischen den Regionen des Kantons, als auch mit anderen Kantonen hinsichtlich des kulturellen Aufschwungs und der kulturellen Vielfalt zu fördern.











Dazu wurden folgende Thesen verabschiedet:



3.32	Kanton und Gemeinden fördern und unterstützen das kulturelle Leben in seiner ganzen Vielfalt sowie das künstlerische Schaffen.



3.33	Kanton und Gemeinden tragen eine Politik der kulturellen Zusammenarbeit und des kulturellen Austausches sowohl zwischen den Regionen des Kantons, als auch mit anderen Kantonen mit.





In erster Lesung war sie davon ausgegangen, dass Kanton und Gemeinden im Bereiche der Kultur eine Politik verfolgen müssen, die jegliche kulturelle Formen und künstlerische Richtungen einschliesst. In zweiter Lesung kam sie zum Schluss, dass diese Aussage überflüssig ist, so dass ihre Mitglieder mehrheitlich deren Streichung beschlossen.



Eine Minderheit der Kommission (Wandeler, Pasquier, Wassmer, Schnyder, Grandjean, Sugnaux) befand hingegen, dass mit dieser Aussage der Zugang aller zur Kultur möglich ist. Dabei geht es vor allem um eine Politik, die auf einen verbesserten Zugang zu den verschiedenen Formen des kulturellen Lebens abzielt. Damit kann eine Politik, welche kulturelles Schaffen auf der Grundlage der Mitwirkung fördert, besser zum Tragen gebracht werden, da sie dem Bedürfnis eines gesicherten Zugangs entspricht. Durch aktive Massnahmen gegen die kulturelle Ausgrenzung bzw. für die Abschwächung von deren Folgen soll der Staat eine gezielte Integrationspolitik fördern.



Die daraus resultierende These, welche die These 3.32 ergänzt, hat folgenden Wortlaut:



3.32bis	 Sie (Kanton und Gemeinden) betreiben eine Kulturpolitik, die den Zugang zu den verschiedenen Formen des kulturellen Lebens und zu den verschiedenen künstlerischen Strömungen fördert.





2.	Erbe



Die Kommission hat ausserdem festgehalten, dass die Förderung der Kultur  ebenfalls die Pflege und Bewahrung des Erbes voraussetzt. Gemeint sind sowohl das kulturelle Erbe, als auch das Naturerbe. Der Staat muss dafür sorgen, dass die Naturlandschaften und Ortsbilder geschützt, erschlossen und für die kommenden Generationen erhalten werden. Zudem sind sie für alle zugänglich zu machen.



Die Kommission hat folgende These verabschiedet:



3.34	Der Staat bewahrt, schützt, bereichert und fördert das Naturerbe und das kulturelle Erbe. Er fördert deren Bekanntwerden durch Massnahmen im Bereiche der Erziehung, der Bildung, Forschung und Information. Dazu gestaltet er die Raumplanung so, dass die Naturlandschaften und Ortsbilder geschützt werden.





3.	Sport und Freizeit



Die Kommission hat festgehalten, dass die Förderung des Sports ebenfalls zu den Aufgaben des Staates gehören soll. Dabei soll diese Aufgabe in einem weiten Sinn verstanden werden: der Staat muss nicht nur Sportverbände unterstützen, sondern auch die körperliche Betätigung fördern. Darunter fällt auch der Berufssport. Ausserdem soll der Staat die sinnvolle Gestaltung der Freizeit und die Erholungsmöglichkeiten fördern.



Folgende These wurde verabschiedet:



3.35	Kanton und Gemeinden unterstützen die sinnvolle Gestaltung der Freizeit und Massnahmen zur Förderung von Sport und Erholung.







G.	Öffentliche Gesundheit



Dieser Themenbereich bildet ebenfalls einen wichtigen Bestandteil der staatlichen Aufgaben, umfasst er doch sowohl die Prävention, als auch die Planung der Spitäler und die Dienstleistungen der Pflegestätten und damit verknüpfte Dienstleistungen. Sämtliche mit der öffentlichen Gesundheit zusammenhängende Dienste fallen in den Zuständigkeitsbereich des Staates, wobei in gewissen Fällen die Gemeinden mit der Erbringung dieser Leistungen betraut werden. Die Kommission hat die Möglichkeit eines zentralen Systems für sämtliche Gesundheitsdienste geprüft: Spitäler, Alters- und Pflegeheime, SPITEX, Sanitätsdienst, Prävention, usw. Sie ist zum Schluss gekommen, dass die Spitäler und der Sanitätsdienst kantonal organisiert werden müssen; hingegen könnten die sozial-medizinischen Dienste zwischen Kanton und Gemeinden aufgeteilt werden. Bezüglich der Prävention muss der Staat zusätzlich zu den Bundesprogrammen die Gesundheitsförderung unterstützen. 



Sie hat folgende These verabschiedet:



3.36.1	Der Kanton organisiert und koordiniert das ganze Spitalwesen, inkl. den Sanitätsdienst. Kanton und Gemeinden organisieren die medizinisch-sozialen Dienste.



3.36.2	Der Kanton unterstützt die Gesundheitsförderung.





Eine Minderheit der Kommissionsmitglieder (Wandeler, Grandjean, Schnyder, Sugnaux) wünschte die Ausarbeitung einer umfassenderen und spezifischeren These, welche die verabschiedete These ergänzen und das Individuum sowie die qualitativen Kriterien vermehrt berücksichtigen würde. Die Gesundheitsfrage setzt einerseits eine erweiterte Beteiligung und Kostenübernahme durch den Einzelnen voraus. Andererseits muss der Kanton Möglichkeiten zur Synergie und Zusammenarbeit mit den Regionen, aber auch mit anderen im Gesundheitsbereich aktiven Organisationen wie SPITEX erschliessen, woraus sich der Bedarf nach Koordination ergibt. Ein weiterer Schwerpunkt muss auf die Prävention und die Dienste der Alternativmedizin gesetzt werden, die nicht nur kostengünstiger sind, sondern auch noch das Verantwortungsgefühl des Einzelnen stärker beanspruchen. Im Bereich der Psychiatrie schliesslich gilt es vordringlich, den Schutz des Patienten zu gewährleisten und zu vermeiden, dass nicht einsichtsfähige Personen ohne ihr Einverständnis für Forschungsprojekte eingesetzt werden. Der Minderheitsbericht enthält folgende These.



3.36bis Der Staat 

schützt und fördert die Gesundheit der Bevölkerung. Er achtet die Würde, die Persönlichkeit und das Recht auf Selbstbestimmung jedes Einzelnen;

unterstützt die Eigenverantwortung, die Selbsthilfe sowie die SPITEX-Dienste;

verwaltet öffentliche Spitäler. Er koordiniert die Spitalausrüstungen im Einvernehmen mit den Regionen und kann Zusammenarbeitsvereinbarungen mit privaten Stellen zur Ergänzung des notwendigen medizinischen Angebots abschliessen;

trifft präventiv-, sozial- und arbeitsmedizinische Massnahmen und fördert die Forschung im Bereich der umweltbedingten Krankheiten,

fördert die Ausübung der Alternativmedizin;	

überwacht die öffentlichen und privaten Gesundheitseinrichtungen und die medizinischen Berufe. Er fördert die Wahrung der Patientenrechte;

sorgt dafür, dass nicht urteilsfähige Personen nicht ohne ihr Einverständnis für Forschungsprojekte im Auftrag Dritter im Kanton Freiburg eingesetzt werden.





Im Bereich der öffentlichen Gesundheit hat die Kommission mit knapper Mehrheit folgender These zugestimmt, wonach jedem Einzelnen ein Pflegesystem von einheitlicher Qualität  zugänglich gemacht werden soll.



3.37	Der Kanton sorgt für die allgemeine Zugänglichkeit eines einheitlichen Pflegesystems.







H.	Verhältnis Staat – Gemeinden



Die Kommission befasste sich mit der Frage der Beziehungen zwischen Kanton und Gemeinden und unterstrich die Bedeutung von qualitativ hochstehenden Leistungen, vor allem im Interesse der Bürgerinnen und Bürger. Insbesondere ist die Kommission der Ansicht, dass beim Zusammenwirken Kanton / Gemeinden der Begriff der Erreichbarkeit berücksichtigt werden muss, was bedeutet, dass die Distanz zwischen der Bevölkerung und den staatlichen Organen auf ein Minimum reduziert werden muss. Es gilt daher, bürgernahe Dienste zu fördern. 



Die Kommission fragte sich, ob die Verfassung die Aufgabenverteilung zwischen Kanton und Gemeinden festschreiben soll. Nach Ansicht der Kommissionsmehrheit ist es jedoch schwierig, in der Verfassung festzuhalten, welche Aufgaben der Kanton und welche die Gemeinden wahrnehmen. Dies ist besser themenweise in der Gesetzgebung zu regeln. Deshalb verzichtet die Kommission darauf, die Aufgabenverteilung zwischen Staat und Gemeinden global zu regeln. Allerdings können je nach Bedarf manche Aufgaben den Gemeinden übertragen werden, insbesondere wenn es um bürgernahe Beziehungen geht.





Die Kommission stellt klar, dass der Begriff Gemeinschaftsinteressen ebenfalls die Interessen der betreffenden Gruppen einschliesst. Dieser Punkt erfordert einige Erläuterungen. Die Kommission beschloss, dass die "Interessen des Einzelnen" auch diejenigen der Gemeinschaften umfassen. Mit dem Terminus "Gemeinschaft" wählte die Kommission bewusst einen sehr weiten Begriff, der Lebensgemeinschaften, Familien, Ausländerinnen und Ausländer, verschiedene weitere Gruppen usw. abdeckt. "Betroffene Gemeinschaften" bedeutet auch, dass die betroffenen Gruppen berücksichtigt werden müssen (z.B. Homosexuelle, Behinderte, usw.).



Die Kommission legt überdies grosses Gewicht auf die wirtschaftliche Effizienz. Dies bedeutet, dass die Aufgabenverteilung zwischen Kanton und Gemeinden wirtschaftlich tragbar sein muss und keine übermässig hohen Kosten verursachen darf. Den wirtschaftlichen und finanziellen Aspekten ist also ebenfalls Rechnung zu tragen.



Die Kommission einigte sich auf folgende These:



3.38	Die Aufteilung der öffentlichen Aufgaben zwischen Kanton und Gemeinden hat den Interessen des Einzelnen und der betroffenen Gemeinschaften sowie dem Bedürfnis nach einem bürgernahen, qualitativ hochstehenden und ökonomisch effizienten Dienst besonders Rechnung zu tragen.





Die Aufgabenteilung zwischen Staat und Gemeinden bedingt auch, dass die Gemeinden miteinander zusammenarbeiten müssen. Die Zusammenarbeit kann unterschiedlich gestaltet werden: Gemeindeverbände, Schaffung von gemeinsamen Diensten durch mehrere Gemeinden, Vereinbarungen zwischen zwei oder mehr Gemeinden, Agglomeration, Bezirke, Regionen. Die interkantonale Zusammenarbeit usw. ist jedoch ebenfalls zu berücksichtigen. Die Kommission hält fest, dass die verschiedenen Formen der interkommunalen Zusammenarbeit neben der Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden auch die Zusammenarbeit mit der Agglomeration, den Regionen und den Bezirken umfassen.



Daraus resultiert folgende These:



3.39	Der Kanton fördert die interkommunale Zusammenarbeit in ihren verschiedenen Formen und die interkantonale Zusammenarbeit.





Die Kommission befasste sich ebenfalls mit der Zweckmässigkeit, ausschliesslich kommunale Aufgaben festzulegen. Damit kann die Aufteilung der Kompetenzen geklärt und vereinfacht werden, ohne dass die Unabhängigkeit der Gemeinden angetastet wird.  Nach Beratung beschloss die Kommission mit einer deutlichen Mehrheit, in der Verfassung diejenigen Aufgaben festzulegen, die ausschliesslich von den Gemeinden erfüllt werden. Während einige Aufgaben ausschliesslich dem Kanton zufallen, werden andere sowohl vom Kanton, als auch von den Gemeinden wahrgenommen.



Sie einigte sich auf folgende These:



3.40	Der Kanton legt die Aufgaben fest, die ausschliesslich durch die Gemeinden zu erfüllen sind.







I.	Finanzen



Der Finanzbereich bildet einen wesentlichen Bestandteil des Auftrags der Kommission 3. Hinsichtlich einer optimalen Behandlung hat die Kommission eine Arbeitsgruppe mit der Ausarbeitung eines Projektes beauftragt. Dieser Gruppe gehörten die Herren Félicien Morel (Präsident, Öff.) ; Reynold Pauchard (CVP) ; Auguste Dupasquier (FDP), Philippe Wandeler (CSP) und Alexandre Grandjean (SP) an. Die Kommission hat ebenfalls den Finanzdirektor Herrn Urs Schwaller und  Professor Dafflon angehört.



Als oberstes finanzielles Ziel legte die Kommission ein ausgeglichenes Betriebsbudget fest. Dieses setzt in Zeiten der Hochkonjunktur Mehreinnahmen voraus, die für die Deckung zusätzlicher Ausgaben in Rezessionszeiten oder für die Finanzierung der Folgen von Natur- oder ähnlichen Katastrophen eingesetzt werden. Diese Mehrausgaben sollten mittelfristig, jedoch spätestens nach fünf Jahren ausgeglichen sein. Die entsprechende These lautet folgendermassen:



3.41	Das Betriebsbudget des Staates muss ausgeglichen sein. Darin sind indessen die konjunkturelle Entwicklung sowie aussergewöhnliche Ereignisse berücksichtigt. Die daraus resultierenden Defizite müssen mittelfristig (max. 5 Jahre) ausgeglichen werden.





Die Kommission hat anschliessend das Budget (Einnahmen und Ausgaben) gesetzlich abgestützt. Dieser Grundsatz der Gesetzmässigkeit wurde von einer starken Mehrheit der Kommissionsmitglieder als unerlässlich für die Berechtigung der Einnahmen, aber vor allem der Ausgaben anerkannt. So muss der Gesetzgeber dafür sorgen, dass jede Einnahme und jede Ausgabe gesetzlich abgestützt ist, damit der Staat diese tätigen kann. Die daraus resultierende These hat folgenden Wortlaut:



3.42	Die Einnahmen und Ausgaben des Staates beruhen auf einer gesetzlichen Grundlage.





Was die Finanzplanung betrifft, so hat die Kommission von den Beschlüssen der Kommission 5 Kenntnis genommen, wonach der Staatsrat dem Grossrat jeweils zu Beginn der Legislaturperiode einen Legislatur- und Finanzplan zu unterbreiten hat. Sie hat festgehalten, dass diese These ihrem Standpunkt entspricht. Sie stellt indessen fest, dass die These der Kommission 5 nicht für die Gemeinden gilt, obwohl diese Übung für letztere ebenfalls sinnvoll wäre. Deshalb hat sie beschlossen, dass diese These auch auf die Gemeinden auszuweiten sei. Die Zusatzthese der Kommission lautet somit wie folgt:



Kommission 5 – Ursprungsthese

Der Regierungsrat legt dem Grossrat jeweils zu Beginn der Legislaturperiode 

einen Legislatur- und Finanzplan vor.

Kommission 3 – Zusatzthese -

Der Grundsatz eines Finanzplans muss auch für die Gemeinden Anwendung 

finden.





Hinsichtlich des Finanzreferendums hat die Kommission beschlossen, den Artikel  28bis der gegenwärtigen Fassung 1 :1 zu übernehmen. Sie ist jedoch der Meinung, dass auch grössere Planungskredite dem fakultativen Referendum unterstellt werden müssen. Sind diese Kredite nämlich verbraucht, so ist das Projekt angesichts der bereits getätigten Ausgabe im Allgemeinen schon realisiert. Die Kommission hat sich mit dem Begriff «grösserer Planungskredit» auseinandergesetzt und dabei einen Betrag zwischen 500'000 und 1'000’000 Franken genannt. Nach eingehender Diskussion und vor allem aufgrund des Gegenstands verzichtete die Kommission zugunsten des Gesetzgebers darauf, in der Verfassung einen Grenzbetrag festzulegen. Einige Mitglieder haben jedoch festgehalten, dass ein Kredit von einer Million bereits einen grösseren Betrag darstellt, und den Wunsch geäussert, dies in den Erläuterungen zu vermerken. Die Kommission setzte sich ebenfalls auf den Standpunkt, dass solche grösseren Kredite auch auf regionaler Ebene bestimmt werden sollten.



Demnach wurde folgende These veabschiedet:



3.44	Finanzreferendum

(Wiedergabe von Art. 28bis der gegenwärtigen KV-FR) :

1 Jedes vom Grossen Rat erlassene Gesetz oder Dekret, das von allgemeiner Tragweite und nicht dringlicher Natur ist, muss dem Volke unterbreitet werden, wenn ein solches Begehren von 6000 Bür�gern gestellt wird.

2 Jedes Gesetz oder Dekret, das eine neue Nettoausgabe zur Folge hat, die 1% des Totals der Ausgaben der letzten vom Grossen Rat genehmig�ten Staatsrechnung übersteigt, muss der Volksabstimmung unterbreitet werden.

3 Jedes Gesetz oder Dekret, das eine neue Nettoausgabe zur Folge hat, die ¼% dieses Totals übersteigt, ist auf Verlangen von 6000 Aktivbür�gern oder eines Viertels der Grossräte der Volksabstimmung zu unter�stellen.

Als letzte massgebliche Staatsrechnung gilt jene, die vor der Annahme des Gesetzes- oder Dekretsentwurfs durch den Staatsrat vom Grossen Rat genehmigt worden ist.



	Die Planungskredite von regionaler oder kantonaler Bedeutung sind dem fakultativen Finanzreferendum unterworfen.





In Bezug auf die Veröffentlichung der Budgets von Kanton, Gemeinden und öffentlich-rechtlichen Einrichtungen, so wird diese in der geltenden Verfassung nicht ewähnt. Die Diskussion hat ergeben, dass, obwohl gewisse öffentlich-rechtliche Einrichtungen ihren Voranschlag und ihre Rechnung veröffentlichen, der Grundsatz der Transparenz sich nicht nur auf die Aufgaben des Staates, sondern auch auf dessen Haushaltsplan und Rechnung beziehen sollte. Dementsprechend hat die Kommission folgende These verabschiedet:  



3.45	Das Budget und die Rechnung des Kantons sowie diejenigen der Gemeinden und Gemeindeverbände und deren Einrichtungen sind öffentlich.





Die Kommission hat ebenfalls den Grundsatz der Subventionierung im Hinblick auf seine verfassungsmässige Verankerung untersucht. Tatsächlich vertritt sie die Meinung, dass die Berechtigung der Subventionen periodisch überprüft werden muss. Scheinbar ist diese These auch von der Kommission 5 behandelt worden, obwohl sie naturgemäss zum Aufgabenbereich der Kommission 3 gehört, wovon einige Mitglieder entsprechend überrascht waren. Jedenfalls stellte sich die Kommission 3 auf den Standpunkt, dass die Gesamtsicht der Finanzen ihr zusteht, weshalb sie auch diesen Aspekt zu untersuchen hat. Nach eingehender Diskussion stellte sich eine Minderheit der Kommissionsmitglieder die Frage, ob die Häufigkeit  der Überprüfung der staatlichen Aufgaben und der Subventionen der Kantone nicht eher im Rahmen der Verfassungsrevision als grundsätzlich unter dem Kapitel der Finanzen betrachtet werden sollte.



Schliesslich verabschiedete eine Mehrheit der Kommissionsmitglieder folgende These:



3.46	Die Berechtigungsgrundlage der Aufgaben des Staates und der kantonalen Subventionen muss periodisch überprüft werden.





Die Minderheit der Kommissionsmitglieder (Pasquier, Wandeler, Grandjean, Schnyder, Sugnaux) kündigt einen Bericht zur Streichung dieser These an. Sie ist der Meinung, dass es nicht zu den Aufgaben der Kommission 3 gehört zu beurteilen, ob es richtig ist, einen Prozess einzuführen, der eine periodische Überprüfung der staatlichen Aufgaben und somit eine Verfassungsrevision nach sich ziehen würde. 



3.46bis	These 3.46 streichen.



Im Bereiche der Besteuerung hat die Kommission eine These bezüglich der Erhebung der Steuern unter Berücksichtigung der Grundsätze der Allgemeinheit und der Gleichbehandlung verabschiedet. Ebenso beschloss sie die verfassungsmässige Verankerung des Prinzips der Grenzen der Besteuerung. Ausserdem sollen die Einnahmen des Staates aus Steuern und anderen Abgaben der Erfüllung seiner Aufgaben dienen.



Man einigte sich auf folgende These:



3.47 	Kanton und Gemeinden erheben die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nötigen Steuern und anderen Abgaben. Dabei tragen sie den Grundsätzen der Allgemeinheit und der Gleichheit Rechnung. Die Steuer entspricht ausserdem dem Prinzip der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit.





In Ergänzung zum Grundsatz der Besteuerung äusserte sich die Kommission dahingehend, dass ein Hinweis auf die Bekämpfung des Steuerbetrugs in der Verfassung gerechtfertigt sei. Daraus ergab sich folgende These:  



3.48 	Der Staat trifft Massnahmen gegen den Steuerbetrug und die -hinterziehung. 





Die Kommission entschied auch, für die Steuerüberwachung eine unabhängige Stelle vorzusehen. Sie beriet ebenfalls über die Notwendigkeit, einen Rechnungshof zu schaffen. Dabei kam sie zum Schluss, dass der bisherige unabhängige Dienst zufriedenstellend ist und die Errichtung eines Rechnungshofes wegen des entsprechenden Verfahrens die Kontrolle erschweren würde.



Somit hat sie folgende These verabschiedet:



3.49	Die Überwachung der Finanzen wird von einem Kontrollorgan durchgeführt, dessen Unabhängigkeit gewährleistet ist.



Die Kommission hat sich weiter mit der Frage des Finanzausgleichs, insbesondere im Lichte einiger Verfassungen, die einen solchen vorsehen, auseinandergesetzt. Dabei hat die Kommission die Wichtigkeit erkannt, die spezifischen Probleme gewisser Regionen, vor allem der Agglomerationsgemeinden, zu berücksichtigen. Einige Kommissionsmitglieder haben indessen an die Situation der Berggemeinden erinnert, die ebenfalls eine Rolle zugunsten des Kantons, namentlich im Freizeitbereich, spielen. Die Kommission entscheidet schliesslich, dass die Steuerbelastungen zwischen den Gemeinden nicht allzu stark abweichen dürfen. Sie hat davon Kenntnis genommen, dass die gegenwärtige Einteilung der Gemeinden nicht ideal ist, vertritt aber der Meinung, dass dies nicht über sie, sondern durch den Gesetzgeber verbessert werden muss. Die Kommission ist denn auch der Ansicht, dass diese Einteilung auf dem Verfassungsweg bzw. über einen entsprechenden Finanzausgleich korrigiert werden könnte. So darf die maximale Abweichung zwischen den einzelnen Gemeinden 20 bis 30 Prozent nicht übersteigen. Sie hat dennoch darauf verzichtet, diese Grössenordnung in ihren Thesen zu erwähnen. Schliesslich einigte man sich auf folgende These:

3.50 	Die aus den Gemeindesteuern und –gebühren resultierende Belastung zwischen den Gemeinden darf keine übermässigen Unterschiede aufweisen.



Der Staat trifft Massnahmen zur Abschwächung der Ungleichheiten 

zwischen Gemeinden von unterschiedlicher wirtschaftlicher 

Leistungsfähigkeit sowie Finanz- und Steuerkraft.



Den Gemeinden mit besonderen Funktionen für den Kanton wird Rechnung 

getragen.





Die Kommission hat sich auch mit der Beteiligung von öffentlich-rechtlichen Körperschaften an bestehenden oder zukünftigen Unternehmen befasst. Dabei hat sie die Bedeutung erkannt, dass Kanton und Gemeinden sich an wirtschaftlichen Unternehmen beteiligen und somit Synergien entwickeln können. Dies ist für einige grössere Unternehmen bereits der Fall (zum Beispiel: Kantonalbank, Kantonale Gebäudeversicherung). Die Kommission hat indessen die Gefahr berücksichtigt, dass der Staat die Gründung eines neuen oder die Beteiligung an einem bestehenden Unternehmen dazu missbrauchen könnte, um bei einem grösseren Projekt das Referendum zum gesamten Projekt zu vermeiden. Mit einer solchen Aufsplitterungspolitik könnten nämlich die Bestimmungen über das Finanzreferendum umgangen werden. Laut der Kommission sollte die Verfassung jedoch diesbezüglich keine besondere Norm enthalten, da es am Gesetzgeber liegt, solche Missbräuche mit entsprechenden  Massnahmen einzuschränken oder sogar zu verhindern.



In diesem Sinn hat sie sich auf folgende These geeinigt:



3.51	Zur Erreichung ihrer Ziele können Kanton, Gemeinden und Gemeindeverbände sich an Wirtschaftsunternehmen beteiligen oder solche gründen.





Schliesslich hat die Kommission die Frage der Wirtschaftsförderung und der Schaffung von Arbeitsplätzen beleuchtet. Nach einer kurzen Debatte hat die Kommission die Bedeutung erkannt, dass der Kanton die Ansiedlung von Unternehmen begünstigt und dabei vor allem auf eine gleichmässige Aufteilung unter den Regionen bedacht ist. Aufgrund anderer Kantonsverfassungen hat sich die Kommission für die Übernahme von Artikel 5 Abs. 1 lit. f der Neuenburger Verfassung entschieden, der in ihren Augen alles Nötige enthält.

Die einstimmig verabschiedete These hat folgenden Wortlaut:



3.52	Unter Anwendung des Grundsatzes der freien Wirtschaft verfolgt der Staat eine Politik, mit der die Vielfalt der Tätigkeiten, der Ausgleich zwischen den Regionen und die Vollbeschäftigung gefördert werden.



Er fördert zudem die technologische Innovation, die Umstellung 

und die Gründung von neuen Unternehmen.



Er sorgt für die Entwicklung der Wirtschaft sowie für die Erhaltung und 

Schaffung von Arbeitsplätzen.

III.	SCHLUSSFOLGERUNGEN



Die Kommission 3 hat ihre Arbeit nach einem sehr intensiven Jahr abgeschlossen. Angesichts des Umfangs des Auftrags und der kurzen zur Verfügung stehenden Zeitspanne kann es sein, dass einige Thesen vergessen wurden. Nichtsdestotrotz hat die Kommission ihren Auftrag nach bestem Wissen und Gewissen ausgeführt, im Bestreben, sowohl die gegenwärtigen Sachverhalte, als auch die Zukunftsvisionen zu berücksichtigen, damit die im vorliegenden Entwurf festgelegten Aufgaben des Staates und Finanzen nicht nur den Bedürfnissen der heutigen, sondern auch denjenigen der zukünftigen Generationen entsprechen. Trotzdem haben sich einige Kommissionsmitglieder für andere Optionen entschieden. Die daraus resultierenden Minderheitsberichte sind jedoch nicht sehr zahlreich, was vom ausgezeichneten Arbeitsklima zeugt, das innerhalb der Kommission herrschte, und vom gemeinsamen Willen, nach Lösungen zu suchen, die von der gesamten Bevölkerung des Kantons Freiburg mitgetragen und somit in die neue Verfassung einfliessen können.

Die Kommission hegt den festen Wunsch, dass die von ihr verabschiedeten Thesen die Zustimmung des Plenums und des Stimmvolks finden werden. Bei dieser Gelegenheit möchte ich allen Mitgliedern der Kommission 3 herzlich dafür danken, dass sie durch ihre Offenheit gegenüber den Meinungen anderer die Entstehung dieser Thesen ermöglicht haben. Dank des ausgezeichneten und ruhigen Arbeitsklimas konnte die Kommission ihre Aufgaben trotz des breit abgesteckten Rahmens ihres Auftrags schlussendlich erfüllen. Damit haben die Mitglieder der Kommission 3 ihren Auftrag erfolgreich abgeschlossen und sind ihrer Verantwortung als Delegierte des Verfassungsrates vollauf gerecht geworden.





Die Präsidentin:





Erika Schnyder





Villars-sur-Glâne, den 31. Dezember 2001                                        
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BEILAGE 1: Liste der von der Kommissionsmehrheit  verabschiedeten thesen sowie der minderheitsthesen





3.1.	Die Kommission beschliesst, dass in der neuen Verfassung ein Aufgabenkatalog eingeführt werden soll.



3.2	Die Kommission ist gegen die Einführung eines Verfassungsvorbehalts.



3.3.1.	Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und in Ergänzung zur Initiative und Verantwortung der Privatpersonen und der übrigen Gemeinwesen nehmen Kanton und Gemeinden die ihnen durch die Verfassung und das Gesetz übertragenen Aufgaben wahr.



3.3.2	Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben handeln Kanton und Gemeinden nach dem Grundsatz der Billigkeit und der Zweckmässigkeit. Sie informieren gemäss dem Grundsatz der Transparenz über ihre Tätigkeit.



3.3.3	Der «Service public» wird nicht als allgemeiner Grundsatz für staatliches Handeln erwähnt.





3.3.3bis	Zur Erfüllung der ihm zufallenden Aufgaben stellt der Kanton leistungsfähige und bürgernahe Dienste zur Verfügung. Damit will er der ganzen Bevölkerung den gleichen Zugang zu seinen Dienstleistungen gewährleisten. 

	Im allgemeinen erbringt der Kanton seine Leistungen im Bereich der Grundversorgung direkt mittels seiner Einrichtungen und Betriebe. 

	Im Falle einer Liberalisierung der Märkte aufgrund übergeordneten Rechts stellt der Kanton weiterhin die für die Bevölkerung unerlässlichen Dienste sicher.



3.4	Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und im Fall von Interessenkonflikten geben Staat und Gemeinden den Interessen der künftigen Generationen den Vorrang, wobei sie für wirtschaftliche Effizienz, ökologische Verantwortung und soziale Solidarität sorgen.



3.5	Kanton und Gemeinden sorgen für die öffentliche Ordnung und Sicherheit, einschliesslich den Schutz der Freiheit der Bürgerinnen und Bürger. Das Gewaltmonopol liegt bei Kanton und Gemeinden.



3.6.1	Kanton und Gemeinden müssen die natürliche Umwelt schützen, alle Formen von Verschmutzung oder schädlichen Einwirkungen bekämpfen und die Vielfalt der Tier- und Pflanzenwelt sowie deren natürliche Lebensräume schützen. Sie fördern die Nutzung und Entwicklung erneuerbarer Energien.



3.6.2	Zu diesen Aufgaben könnte gegebenenfalls das Verursacherprinzip und der Schutz vor möglichen Gefahren gentechnischer Verfahren und Produkte hinzugefügt werden.



3.7.1	Wenn dies das öffentliche Interesse verlangt, kann der Kanton Monopole und Hoheitsrechte schaffen.



3.7.2	Die Regal- bzw. Hoheitsrechte sowie die bestehenden Privatrechte bleiben vorbehalten.



3.7.3	Der Staat verfügt über die natürlichen Ressourcen. Er sorgt für eine genügende Wasser- und Energieversorgung.



3.7.3bis	Der Staat verfügt über die natürlichen Ressourcen. Er stellt die Wasser- und Stromversorgung sicher.



3.7.3ter Der Staat bekämpft die Nutzung von Kernenergie und beteiligt sich nicht finanziell an Atomkraftwerken.



3.8	Der Staat fördert und unterstützt zusammen mit dem Bund die Land- und Waldwirtschaft in ihrer Schutz-, Nutz- und Wohlfahrtsfunktion.

3.9 	Der Staat fördert die Wiederverwertung der Abfälle und Inertstoffe. Er stellt eine umweltgerechte Entsorgung der nicht wiederverwendbaren Abfälle sowie die Abwasserreinigung gemäss dem Verursacherprinzip sicher.



3.10	Der Staat stellt eine haushälterische Nutzung des Bodens, eine geordnete Besiedlung des Landes und die Erhaltung von natürlichem Erholungsraum sicher.



3.11 Der Kanton betreibt eine koordinierte Verkehrs- und Kommunikationspolitik unter Berücksichtigung der dezentralisierten Gebiete. Er trägt den Erfordernissen des nicht motorisierten Verkehrs sowie der Sicherheit Rechnung.



3.11bis Der Kanton betreibt eine koordinierte Verkehrs- und 

Telekommunikationspolitik.



Der Kanton setzt sich dafür ein, dass jeder einen genügenden und qualitativ 

einheitlichen Zugriff zu den modernen Telekommunikationstechniken hat.



Er gewährleistet im Rahmen des obligatorischen Schulprogramms eine der 

technologischen Entwicklung entsprechende Ausbildung.



Er berücksichtigt die Bedürfnisse des nicht motorisierten Verkehrs sowie der 

Sicherheit.



3.12 	Kanton und Gemeinden sichern jedem Einwohner die Bedingungen für ein Leben in Würde zu. Dies setzt die Verhütung von Armutszuständen sowie die Bereitstellung einer Sozialhilfe voraus.



3.13 	Der Staat setzt sich für die Prävention der sozialen und beruflichen Ausgrenzung durch die Förderung von Wiedereingliederungsmassnahmen ein.



3.14 	Der Staat fördert die Wohnhilfe und den Zugang zum Wohneigentum.



3.15	Der Staat trifft Massnahmen zum Schutz und zur Information des Konsumenten.



3.16	Der Staat anerkennt die grundlegende Rolle der Familie und sieht Leistungen zugunsten der Kinder vor. 



3.17	Die Bedeutung der Familienformen wird anerkannt, und die verschiedenen Handlungen des Staates zugunsten der Familien müssen koordiniert werden. Die Zulagen müssen mit anderen Massnahmen (zum Beispiel im Hinblick auf die Besteuerung) abgestimmt werden und basieren auf einer gewissen Solidarität (Generationenvertrag).



3.18	Der Kanton organisiert in Zusammenarbeit mit Gemeinden und Privaten die Betreuung von Kindern im Vorschulalter und sorgt für die paraschulische  Betreuung. Die Betreuungseinrichtungen müssen für alle finanziell tragbar sein.



3.19	Sonderschutz: Der Staat setzt sich für eine harmonische Entwicklung der Kinder, Jugendlichen sowie der abhängigen und behinderten Personen ein und trifft die entsprechenden Schutzmassnahmen.



3.19bis	Kanton und Gemeinden verpflichten sich dazu, die Chancengleichheit für behinderte Personen zu fördern und deren Würde zu wahren. 

	Dazu treffen sie Massnahmen zur Sicherung ihrer Selbständigkeit, ihrersozialen, beruflichen  und schulischen (Wieder)Eingliederung sowie ihrer Teilnahme am Gemeinschaftsleben. 



3.20	Mutterschaftsversicherung: Die kantonale Politik zielt auf die gleichzeitige Einführung einer Erwerbsausfallentschädigung und eines Mutterschaftsgelds ab.



3.20bis	Elternurlaub: Die Eltern müssen in ihrer Erziehungsaufgabe durch gezielte Massnahmen unterstützt werden.



3.21	Kanton und Gemeinden ergreifen Massnahmen zur Aufnahme von Ausländern sowie zu deren Integration im Rahmen der gegenseitigen Achtung der Identitäten und der grundlegenden Werte unseres Rechtsstaates.



3.22	Einbürgerung: Die Kosten für die Gewährung des Bürgerrechts an ausländische Einwohner entsprechen den Verwaltungsgebühren .



3.23	Der Staat fördert die humanitäre Hilfe und trägt zur Entwicklung und zum Austausch zwischen den Völkern bei. Er trägt der Notwendigkeit eines gerechten Handels Rechnung.



3.24	Jedes Kind muss die Schule besuchen können. Der Kanton stellt eine öffentliche und kostenlose Grundausbildung sicher. Die Gesetzgebung legt die Einzelheiten unter Berücksichtigung der Eignungen bzw. Schwierigkeiten jedes Einzelnen fest.



3.25	Die Schule stellt zusammen mit den Eltern die Grundausbildung der Kinder sicher und fördert ihre persönliche Entwicklung und soziale Integration. Sie führt sie zur Eigenverantwortung und entwickelt ihr Verantwortungsgefühl gegenüber den Mitmenschen und der Umwelt.



3.26	Die Schule unterstützt die Eltern in der Erziehung ihrer Kinder.



3.27		Der Unterricht ist politisch und konfessionell neutral und wahrt die Gedanken-, Gewissens- und Glaubensfreiheit.

Der Unterricht beruht auf einer humanistischen Grundhaltung.



3.28	Der Kindergarten ist kostenlos.



3.28.1	Der Staat stellt die berufliche Ausbildung sicher und fördert die Weiterbildung.



3.28.2	Der Staat ermöglicht jedem den Zugang zu einer höheren Ausbildung sowie zu einer beruflichen Aus- und Weiterbildung aufgrund seiner Eignungen und finanziellen Möglichkeiten.



3.29	Der Staat unterstützt die Erwachsenenbildung.



3.30.1	Der Staat unterhält zusammen mit dem Bund eine Universität und Fachhochschulen.



3.30.2	Der Kanton regelt die Aufsicht über die Privatschulen und des Privatunterrichts.



3.31	Der Staat kann private Einrichtungen unterstützen, die zusätzliche Ausbildungsmöglichkeiten anbieten und deren Nutzen anerkannt ist.



3.32	Kanton und Gemeinden fördern und unterstützen das kulturelle Leben in seiner ganzen Vielfalt sowie das künstlerische Schaffen.



3.32bis	 Sie (Kanton und Gemeinden) betreiben eine Kulturpolitik, die den Zugang zu den verschiedenen Formen des kulturellen Lebens und zu den verschiedenen künstlerischen Strömungen fördert.



3.33	Kanton und Gemeinden tragen eine Politik der kulturellen Zusammenarbeit und des kulturellen Austausches sowohl zwischen den Regionen des Kantons, als auch mit anderen Kantonen mit.



3.34	Der Staat bewahrt, schützt, bereichert und fördert das Naturerbe und das kulturelle Erbe. Er fördert deren Bekanntwerden durch Massnahmen im Bereiche der Erziehung, der Bildung, Forschung und Information. Dazu gestaltet er die Raumplanung so, dass die Naturlandschaften und Ortsbilder geschützt werden.



3.35	Kanton und Gemeinden unterstützen die sinnvolle Gestaltung der Freizeit und Massnahmen zur Förderung von Sport und Erholung.



3.36.1	Der Kanton organisiert und koordiniert das ganze Spitalwesen, inkl. den Sanitätsdienst. Kanton und Gemeinden organisieren die medizinisch-sozialen Dienste.



3.36.2	Der Kanton unterstützt die Gesundheitsförderung.



3.36bis Der Staat 

schützt und fördert die Gesundheit der Bevölkerung. Er achtet die Würde, die Persönlichkeit und das Recht auf Selbstbestimmung jedes Einzelnen;

unterstützt die Eigenverantwortung, die Selbsthilfe sowie die SPITEX-Dienste;

verwaltet öffentliche Spitäler. Er koordiniert die Spitalausrüstungen im Einvernehmen mit den Regionen und kann Zusammenarbeitsvereinbarungen mit privaten Stellen zur Ergänzung des notwendigen medizinischen Angebots abschliessen;

trifft präventiv-, sozial- und arbeitsmedizinische Massnahmen und fördert die Forschung im Bereich der umweltbedingten Krankheiten,

fördert die Ausübung der Alternativmedizin;	

überwacht die öffentlichen und privaten Gesundheitseinrichtungen und die medizinischen Berufe. Er fördert die Wahrung der Patientenrechte;

sorgt dafür, dass nicht urteilsfähige Personen nicht ohne ihr Einverständnis für Forschungsprojekte im Auftrag Dritter im Kanton Freiburg eingesetzt werden.



3.37	Der Kanton sorgt für die allgemeine Zugänglichkeit eines einheitlichen Pflegesystems.



3.38	Die Aufteilung der öffentlichen Aufgaben zwischen Kanton und Gemeinden hat den Interessen des Einzelnen und der betroffenen Gemeinschaften sowie dem Bedürfnis nach einem bürgernahen, qualitativ hochstehenden und ökonomisch effizienten Dienst besonders Rechnung zu tragen.



3.39	Der Kanton fördert die interkommunale Zusammenarbeit in ihren verschiedenen Formen und die interkantonale Zusammenarbeit.



3.40	Der Kanton legt die Aufgaben fest, die ausschliesslich durch die Gemeinden zu erfüllen sind.



3.41	Das Betriebsbudget des Staates muss ausgeglichen sein. Darin sind indessen die konjunkturelle Entwicklung sowie aussergewöhnliche Ereignisse berücksichtigt. Die daraus resultierenden Defizite müssen mittelfristig (max. 5 Jahre) ausgeglichen werden.



3.42	Die Einnahmen und Ausgaben des Staates beruhen auf einer gesetzlichen Grundlage.



3.43.1	Kommission 5 – Ursprungsthese

	Der Regierungsrat legt dem Grossrat jeweils zu Beginn der Legislaturperiode einen Legislatur- und Finanzplan vor.



3.43.2	Kommission 3 – Zusatzthese -

Der Grundsatz eines Finanzplans muss auch für die Gemeinden Anwendung 

finden.





3.44	Finanzreferendum

(Wiedergabe von Art. 28bis der gegenwärtigen KV-FR) :

1 Jedes vom Grossen Rat erlassene Gesetz oder Dekret, das von allgemeiner Tragweite und nicht dringlicher Natur ist, muss dem Volke unterbreitet werden, wenn ein solches Begehren von 6000 Bür�gern gestellt wird.

2 Jedes Gesetz oder Dekret, das eine neue Nettoausgabe zur Folge hat, die 1% des Totals der Ausgaben der letzten vom Grossen Rat genehmig�ten Staatsrechnung übersteigt, muss der Volksabstimmung unterbreitet werden.

3 Jedes Gesetz oder Dekret, das eine neue Nettoausgabe zur Folge hat, die ¼% dieses Totals übersteigt, ist auf Verlangen von 6000 Aktivbür�gern oder eines Viertels der Grossräte der Volksabstimmung zu unter�stellen.

Als letzte massgebliche Staatsrechnung gilt jene, die vor der Annahme des Gesetzes- oder Dekretsentwurfs durch den Staatsrat vom Grossen Rat genehmigt worden ist.



	Die Planungskredite von regionaler oder kantonaler Bedeutung sind dem fakultativen Finanzreferendum unterworfen.



3.45	Das Budget und die Rechnung des Kantons sowie diejenigen der Gemeinden und Gemeindeverbände und deren Einrichtungen sind öffentlich.



3.46	Die Berechtigungsgrundlage der Aufgaben des Staates und der kantonalen Subventionen muss periodisch überprüft werden.



3.46bis	These 3.46 streichen.



3.47 	Kanton und Gemeinden erheben die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nötigen Steuern und anderen Abgaben. Dabei tragen sie den Grundsätzen der Allgemeinheit und der Gleichheit Rechnung. Die Steuer entspricht ausserdem dem Prinzip der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit.



3.48 	Der Staat trifft Massnahmen gegen den Steuerbetrug und die -hinterziehung. 



3.49	Die Überwachung der Finanzen wird von einem Kontrollorgan durchgeführt, dessen Unabhängigkeit gewährleistet ist.



3.50 	Die aus den Gemeindesteuern und –gebühren resultierende Belastung zwischen den Gemeinden darf keine übermässigen Unterschiede aufweisen.



Der Staat trifft Massnahmen zur Abschwächung der Ungleichheiten 

zwischen Gemeinden von unterschiedlicher wirtschaftlicher 

Leistungsfähigkeit sowie Finanz- und Steuerkraft.



Den Gemeinden mit besonderen Funktionen für den Kanton wird Rechnung 

getragen.



3.51	Zur Erreichung ihrer Ziele können Kanton, Gemeinden und Gemeindeverbände sich an Wirtschaftsunternehmen beteiligen oder solche gründen.





3.52	Unter Anwendung des Grundsatzes der freien Wirtschaft verfolgt der Staat eine Politik, mit der die Vielfalt der Tätigkeiten, der Ausgleich zwischen den Regionen und die Vollbeschäftigung gefördert werden.



Er fördert zudem die technologische Innovation, die Umstellung 

und die Gründung von neuen Unternehmen.



Er sorgt für die Entwicklung der Wirtschaft sowie für die Erhaltung und 

Schaffung von Arbeitsplätzen.





� Die Negativsteuer kommt in zwei Varianten vor: Es gibt einerseits das degressive Steuersystem, bei dem den Familien ab einer bestimmten Kinderzahl beträchtliche Steuerabzüge gewährt werden, und andererseits das System, bei dem Familien mit einem kleinen Einkommen und relativ vielen Kindern (z.B. ab drei Kindern) nicht nur keine Steuern zahlen, sondern vom Fiskus zudem eine Art Förderungszulage erhalten.
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